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Aus Sicht des Behandlers, Arztes und 
Operateurs stellen die rechtlichen 
Probleme rund um das Thema Aufklä-
rung völlig nachvollziehbar hohe 
Hürden dar, die es im Alltag dennoch 
zu nehmen gilt. Immer wieder ist der 
Zeitpunkt der Aufklärung – neben 
weiteren inhaltlichen Schwierigkeiten 
– in der Rechtsprechung relevant.

Der Bundesgerichthof wiederholt 
bekanntlich stetig folgende Formulie-
rung zum Aufklärungszeitpunkt:
„Der Patient ist so rechtzeitig aufzuklä-
ren, dass er das Für und Wider der Be-
handlung abwägen und so seine Ent-
scheidungsfreiheit und sein Selbst-
bestimmungsrecht in angemessener 
Weise wahren kann.“1

Ähnlich formuliert es im Übrigen 
gleichfalls § 8 der Musterberufsord-
nung für die in Deutschland tätigen 
Ärztinnen und Ärzte (MBO-Ä). 

Gleichfalls ist dies schließlich in 
§ 630e Abs. 2, Ziffer 2 BGB in Ein-
klang mit der oben bereits erwähnten 
ständigen Rechtsprechung verbrieft, 
in dem es heißt:
„Die Aufklärung muss so rechtzeitig er-
folgen, dass der Patient seine Entschei-
dung über die Einwilligung wohlüber-
legt treffen kann.“

Zwar sind diese Definitionen des 
Aufklärungszeitpunkts einschlägig 
und richtig, jedoch in der alltäglichen 
Praxis nicht hilfreich. Eine Hand-
lungsanleitung für Klinik und Praxis 
vermögen diese Ausführungen wegen 
ihrer Unbestimmtheit jedoch gerade 
nicht konkret darzustellen.

Selbstverständlich kann von der 
sich jeweils mit Einzelfällen befassen-
den Rechtsprechung nicht erwartet 
werden, generalistische Zeitfenster 
der Aufklärung, beispielsweise für be-

stimmte Operationen, konkret zu be-
nennen. Allerdings liegt genau in die-
sem Umstand die Schwierigkeit der 
Materie; kommt es doch auf zahlrei-
che Faktoren an, sowohl bei der ärzt-
lichen Aufklärung, als auch bei der 
patientenseitigen Einwilligung.

 Ohne Anspruch auf Vollständig-
keit sei beispielhaft verwiesen auf den 
Intellekt und die Auffassungsfähig-
keit des Patienten, individuell und/
oder generell zu erwartende Risiken 
und Komplikationen, Komorbiditä-
ten, Spezialisierungen des Hauses 
oder Operateurs sowie Dringlichkeit 
des Eingriffs oder eventuell bestehen-
de Alternativen zu der betreffenden 
Operation.

Mit einer aktuellen Entscheidung 
des Oberlandesgerichtes Köln2 verbes-
sert sich diese Situation für die Be-
handlerseite gerade nicht. Die beiden 
Leitsätze der Entscheidung lauten:
1. Ist ein operativer Eingriff zwar dring-

lich veranlasst, muss aber nicht so-
fort erfolgen (hier: operative Versor-
gung einer Oberschenkelhalsfraktur), 
muss dem Patienten zwischen Auf-
klärung und Einwilligung eine den 
Umständen nach angemessene Be-
denkzeit gelassen werden.

2. Besteht in einem Krankenhaus aus 
organisatorischen Gründen die 
Übung, den Patienten unmittelbar 
im Anschluss an die Aufklärung zur 
Unterschrift unter die vorgedruckte 
Einwilligungserklärung zu bewegen, 
wird die Entscheidungsfreiheit des 
Patienten unzulässig verkürzt. Eine 
solche Einwilligungserklärung muss 
vom Patienten nicht ausdrücklich wi-
derrufen werden. Vielmehr trifft die 
den Eingriff durchführenden Ärzte 
die Pflicht – was durch organisatori-

sche Maßnahmen sicher zustellen 
ist –, sich vor dem Eingriff davon zu 
überzeugen, dass die Einwilligungs-
erklärung nach wie vor dem freien 
Willen des Patienten entspricht.

Der Entscheidung lag der Sachverhalt 
zugrunde, dass die Patientin mit der 
Diagnose Schenkelhalsfraktur nach 
Sturzereignis in der Nacht stationär 
aufgenommen und am Mittag des 
Folgetages operiert werden sollte. 
Nach Eingangsdiagnostik unterschrieb 
die Patientin die Einwilligung in die 
OP unmittelbar nach der Aufklärung, 
obwohl sie mitteilte, dass sie Rück-
sprache mit ihrem sie behandelnden 
Orthopäden halten wolle. Die Opera-
tion wurde sodann aus hausorganisa-
torischen Gründen auf den frühen 
Morgen des Folgetags vorgezogen. Aus 
diesem Grund kam es nicht mehr zu 
der von der Patientin beabsichtigten 
Rücksprache mit ihrem Orthopäden. 
Das Gericht sah so die Einwilligung 
als nicht wirksam an, weshalb es auch 
keines Widerrufs bedurfte.

Das Oberlandesgericht führt in 
seinen Entscheidungsgründen aus:
„Wenn ein Krankenhaus aus organisa-
torischen Gründen die – schon vom 
Grundsatz her nicht unbedenklich er-
scheinende – Übung hat, den Patienten 
unmittelbar im Anschluss an die Aufklä-
rung zur Unterschrift unter die Einwil-
ligungserklärung zu bewegen, kann von 
einer wohlüberlegten Entscheidung 
nicht ausgegangen werden. Sie wird 
vielmehr unter dem Eindruck einer gro-
ßen Fülle von dem Patienten regelmäßig 
unbekannten und schwer verständli-
chen Informationen und in einer per-
sönlich schwierigen Situation (wie hier 
nach einem Unfall) abgegeben. Eine 
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1 Beispielhaft BGH, Urteil vom 17. März 1998 , Az. VI ZR 74/97; BGH, Urteil vom 7. April 1992, Az. VI ZR 192/91.
2 OLG Köln, Urteil vom 16.01.2019, Az. 5 U 29/17.
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solche Erklärung steht dann unter dem 
Vorbehalt, dass der Patient die ihm ver-
bleibende Zeit nutzt, um die erhaltenen 
Informationen zu verarbeiten und um 
das Für und Wider des Eingriffs für sich 
abzuwägen und sich gegebenenfalls 
anders zu entscheiden. In einem sol-
chen Fall ist es nicht Aufgabe des Pa-
tienten, sich durch eine ausdrückliche 
Erklärung von seiner zuvor gegebenen 
Einwilligungserklärung wieder zu lösen. 
Es ist vielmehr Aufgabe der operieren-
den Ärzte, was wiederum durch organi-
satorische Maßnahmen des Kranken-
hausträgers sicherzustellen ist, sich da-
von zu überzeugen, dass die gegebene 
Einwilligungserklärung nach wie vor 
dem freien Willen des Patienten ent-
spricht. Es stellt einen bedeutsamen Un-
terschied dar, ob der Patient nach recht-
zeitiger Aufklärung und ausreichender 
Bedenkzeit seine Einwilligung erteilt, 
oder ob dies gerade nicht der Fall ist. Ist 
im ersten Fall zu erwarten, dass er als 
mündiger Mensch von sich aus auf die 
geänderte Entscheidung oder auf inzwi-
schen wieder aufgetretene Zweifel an 
der Sinnhaftigkeit der Maßnahme hin-
weist, ist dies im Fall einer verkürzten 
Entscheidungsfreiheit anders. Dies gilt 
schon deshalb, weil im erstgenannten 
Fall die Einwilligung als solche wirksam 
ist und es damit Sache des Patienten ist, 
sich von ihr wieder zu lösen, während 
im zweiten Fall eine nicht wirksame Er-

klärung vorliegt, für die die Verantwor-
tung auf Behandlerseite liegt, denn sie 
hätte ohne weiteres dem Patienten erst 
die Bedenkzeit geben und dann die Un-
terschrift abverlangen können. Es 
macht aber auch einen beachtlichen 
psychologischen Unterschied aus, denn 
die Erklärung, sich von seiner zuvor ge-
gebenen Einwilligung wieder lösen zu 
wollen, ist – anders als im erstgenann-
ten Fall – mit einem Vorwurf an die Ärz-
te verbunden, nämlich quasi „überfah-
ren“ worden zu sein, den der Patient 
verständlicherweise scheuen wird.“3

Fazit
Grundsätzlich erachtet das Gericht 
zunächst einmal das Abverlangen der 
Einwilligung unmittelbar nach der 
stationär erfolgten Aufklärung als für 
„nicht unbedenklich“. Der Verfasser 
geht davon aus, dass dieser oberlan-
desgerichtlichen Beurteilung folgend, 
ein Großteil der alltäglichen Aufklä-
rungs- und Einwilligungspraxis in 
Krankenhäusern als angreifbar zu be-
urteilen sein dürfte. Darüber hinaus 
hat sich die Behandlerseite organisa-
torisch darauf einzustellen, dass gege-
benenfalls bewiesen werden muss, 
dass nach bereits erteilter Einwil-
ligung des Patienten dieser auch zum 
Operationszeitpunkt die Einwilligung 
nicht zu widerrufen beabsichtigt. 
Diese konkrete Herangehensweise ist 

nach Ansicht des Verfassers völlig 
systemfremd. Selbstverständlich 
kann ein Patient seine erteilte Einwil-
ligung widerrufen, wenn er nicht 
operiert werden möchte. Jedoch hat 
dies beispielsweise nichts mit dem 
Widerruf eines Verbrauchers im Kauf-
vertragsrecht zu tun, der unbestritten 
rechtlich möglich ist. 

Der Ärzteschaft eine vertragliche 
Pflicht aufzuerlegen, zu überprüfen, 
ob gegebenenfalls vor einem Eingriff 
die erteilte Einwilligung durch den 
Patienten eventuell widerrufen wer-
den soll, auch, wenn der Widerruf 
nicht erklärt wird, entbehrt aus hiesi-
ger Sicht jeder Rechtsgrundlage. 

Diese Absurdität wurde allerdings 
vom Oberlandesgericht nicht gesehen.
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